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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1955 Ausgegeben am 3. März 1955 9. Stück

3 4 . Protokoll, betreffend das Außerkrafttreten der Brüsseler Abkommen über die Vereinheitlichung der Formeln
von starkwirkenden Arzneimitteln.

3 5 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung des Königreichs Dänemark
über den Austausch von Gastarbeitnehmern.

34.
Der Bundeskanzler der Republik Österreich erklärt hiemit, dem Protokoll, betreffend das

Außerkrafttreten der Brüsseler Abkommen über die Vereinheitlichung der Formeln von stark-
wirkenden Arzneimitteln samt Schlußakt, abgeschlossen in Genf am 20. Mai 1952, welches
also lautet:

Übersetzung:

PROTOKOLL, BETREF-
FEND DAS AUSSER-
KRAFTTRETEN DER
BRÜSSELER ABKOM-
MEN ÜBER DIE VER-
EINHEITLICHUNG DER
FORMELN VON STARK-
WIRKENDEN ARZNEI-
MITTELN.
In Anbetracht dessen, daß

durch die Veröffentlichung der
Pharmacopoea Internationalis
durch die Weltgesundheitsorga-
nisation die Bestimmungen der
zu Brüssel am 29. November
1906 und am 20. August 1929
abgeschlossenen Abkommen zur
Vereinheitlichung der Formeln
von starkwirkenden Arznei-
mitteln allgemein überholt zu
betrachten sind,

sind die Vertragsteile des vor-
liegenden Protokolles über fol-
gende Bestimmungen überein-
gekommen:

Artikel 1.

Ungeachtet des Artikels 6
des Abkommens vom 29. No-
vember 1906 und des Arti-
kels 41 des Abkommens vom
20. August 1929 kommen die
Vertragsteile dieses Protokolles
überein, daß sowohl zwischen
ihnen selbst wie auch zwischen
jedem Staat und der Welt-
gesundheitsorganisation die fol-
genden internationalen Ab-
kommen :
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a) Abkommen über die Ver-
einheitlichung der For-
meln von starkwirkenden
Arzneimitteln, unterzeich-
net zu Brüssel am 29. No-
vember 1906;

b) Abkommen, womit das
Abkommen, betreffend
die Vereinheitlichung der
Formeln von starkwirken-
den Arzneimitteln, abge-
ändert wird, unterzeichnet
zu Brüssel am 20. August
1929,

ihre Geltung verlieren.

Die Vertragspartner des vor-
liegenden Protokolles empfeh-
len daher, die Vorschriften, die
in den in den Jahren 1906 und
1929 abgeschlossenen Abkom-
men enthalten sind, so bald wie
möglich und soweit es mit ihren
nationalen Gesetzgebungen ver-
einbar ist, durch die entspre-
chenden Vorschriften, wie sie
in der von der Weltgesundheits-
organisation angenommenen
Pharmacopoea Internationalis
aufgestellt sind, zu ersetzen.

Artikel 2.

Die Vertragspartner des vor-
liegenden Protokolles kommen
weiter überein, daß sowohl zwi-
schen ihnen selbst wie auch
zwischen jedem Staate und der
Weltgesundheitsorganisation die
Funktionen, mit denen nach den
Vorschriften der im Artikel 1
angeführten Abkommen früher
das ständige Sekretariat der
Internationalen Pharmacopoe
betraut war, nach Inkraft-
treten dieses Protokolles, inso-
weit die Ausübung dieser Funk-
tionen weiterhin nötig ist, von
der Weltgesundheitsorganisation
ausgeübt werden sollen.

Artikel 3.

Jeder Staat, der Vertragspart-
ner eines oder beider im Ar-
tikel 1 angeführten Abkommen
ist, das vorliegende Protokoll
aber nicht unterzeichnet hat,
kann dieses Protokoll jederzeit
annehmen, indem er der bel-
gischen Regierung eine An-
nahmeurkunde übersendet. Die
belgische Regierung wird von
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der Annahm« alle Unterzeich-
nerstaaten und alle anderen
Regierungen, die dieses Proto-
koll angenommen haben, sowie
die Weltgesundheitsorganisation
hievon in Kenntnis setzen.

Artikel 4.

Staaten können Vertragspart-
ner des vorliegenden Protokol-
les werden durch:

a) Unterzeichnung ohne Vor-
behalt der Genehmigung,

b) Unterzeichnung unter
Vorbehalt der Genehmi-
gung, gefolgt von der An-
nahme, oder

c) Annahme.

Die Annahme hat durch die
Hinterlegung einer formellen
Urkunde bei der belgischen Re-
gierung zu erfolgen.

Artikel 5.

Das vorliegende Protokoll
wird in Kraft treten, wenn zehn
Mitgliedstaaten eines oder bei-
der im Artikel 1 angeführten
Abkommen Vertragspartner
dieses Protokolles geworden
sind; hernach werden von der
belgischen Regierung in Über-
einstimmung mit Artikel 102
der Satzung der Vereinten Na-
tionen dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen beglaubigte
Gleichschriften zwecks Registrie-
rung übermittelt werden.

ZU URKUND DESSEN
haben die gehörig ausgewiesenen
Vertreter ihrer Regierungen das
vorliegende Protokoll unter-
zeichnet, das in englischer und
französischer Sprache, wobei
beide Texte gleichermaßen
authentisch sind, in einem ein-
zigen Original errichtet ist, das
bei der belgischen Regierung
hinterlegt werden wird.

Beglaubigte Abschriften wer-
den von der belgischen Regie-
rung jedem der Staaten, die
unterzeichnet oder angenommen
haben, und jedem anderen
Staat übermittelt, der zur Zeit
der Unterzeichnung dieses Pro-
tokolles Vertragspartner eines
oder beider im Artikel 1 ange-
führten Abkommen ist.
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Die belgische Regierung ver-
ständigt so bald als möglich jeden
der Vertragsteile des vorliegen-
den Protokolles sowie die Welt-
gesundheitsorganisation von
dessen Inkrafttreten.

Geschehen zu Genf, den
zwanzigsten Mai 1952.

Für die Bundesrepublik Deutsch-
land:

Franz Redeker

Für Belgien:
unter Vorbehalt der Ratifikation:

Paul van de Calseyde
Louis Geeraerts
Jul. A. Denoel

Für Dänemark:
Berndt Serensen

Für Ägypten:

Mohamed Bey Nazif

Für Spanien:

José Sebastian de Erice y O'shea

Für die Vereinigten Staaten von
Amerika:

Leonard A. Scheele

Für Finnland:

Severi Savonen

Für Frankreich:

Boide

Für Griechenland:

Gherassimos Alevizatos

Für Island:

Julius Sigurjonsson

Für Italien:

Giovanni Alberto Canaperia

Für das Großherzogtum Luxem-
burg:

Leon Molitor

Für die Niederlande:
ad referendum

C. van den Berg

Für Norwegen:

Karl Evang

Für das Vereinigte Königreich von
Großbritannien und Nordirland:

unter Vorbehalt der Genehmigung
und Annahme

John Greville Stanley Beith

Für Schweden:

J. Axel Hojer
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SCHLUSSAKT
Vom Generaldirektor der

Weltgesundheitsorganisation
wurde für den 12. Mai 1952,
drei Uhr nachmittags, im Pa-
lais des Nations zu Genf eine
Tagung der Regierungen ein-
berufen, die Teilnehmer des
Abkommens über die Verein-
heitlichung der Formeln von
starkwirkenden Arzneimitteln,
abgeschlossen zu Brüssel am
29. November 1906, und des
Abkommens, womit das Ab-
kommen über die Vereinheit-
lichung der Formeln von stark-
wirkenden Arzneimitteln abge-
ändert wird, abgeschlossen zu
Brüssel am 20. August 1929,
sind.

Die Regierungen folgender
Staaten nahmen an dieser Ta-
gung teil:

Deutsche Bundesrepublik

Belgien
Dänemark
Ägypten
Vereinigte Staaten von Ame-

rika
Finnland
Frankreich
Island
Italien
Großherzogtum Luxemburg
Norwegen
Niederlande
Vereinigtes Königreich von

Großbritannien und Nord-
irland

Schweden
Schweiz

Der Vertreter Belgiens, Dok-
tor P. J. J. van de Calseyde,
wurde zum Vorsitzenden der
Tagung gewählt.

Die Tagung wurde auf Grund
eines Beschlusses des Exekutiv-
rates der Weltgesundheitsorga-
nisation vom 1. Feber 1952 ab-
gehalten, der auf Empfehlung
des Expertenkomitees für die
Internationale Pharmacopoe der
genannten Organisation gefaßt
wurde. Der Beschluß hat fol-
genden Wortlaut;
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„In Anbetracht des Absatzes 3
des Beschlusses EB 8/R/40, wo-
mit der Generaldirektor ersucht
wird, Regelungen für die An-
nahme gemäß Art. 21 (d) der
Satzung der Weltgesundheits-
organisation auszuarbeiten, in
denen die Pharmacopoea Inter-
nationalis enthalten wäre und
mit denen das Brüsseler Abkom-
men von 1929 außer Kraft ge-
setzt würde,

In der Erwägung, daß es zur
Zeit genügen würde, die Brüs-
seler Abkommen von 1906 und
1929 außer Kraft zu setzen und
hiebei der Pharmacopoea Inter-
nationalis ihren. Charakter als
Empfehlung der Weltgesund-
heitsversammlung zu belassen,

ERSUCHT der Exekutivrat
den Generaldirektor, die erfor-
derlichen Schritte zu unterneh-
men, um den Abschluß eines
Protokolles zwischen den betei-
ligten Staaten herbeizuführen,
durch das die Brüsseler Abkom-
men über die Vereinheitlichung
der Formeln von starkwirken-
den Arzneimitteln aufgehoben
werden."

Auf der Tagung vom 12. Mai
1952 wurde der endgültige
Text eines Protokolles, mit wel-
chem die Brüsseler Abkommen
von 1906 und 1929 außer Kraft
gesetzt werden, festgelegt.

Bei Unterzeichnung des Pro-
tokolles gab die Delegation der
Regierung der Niederlande fol-
gende Erklärung ab:

„Die niederländische Delega-
tion bei der fünften Weltge-
sundheitsversammlung wird, da
sie der Meinung ist, daß das Ab-
kommen über die Vereinheit-
lichung der Formeln von stark-
wirkenden Arzneimitteln, abge-
schlossen zu Brüssel am 29. No-
vember 1906, und das Abkom-
men, womit das Abkommen
über die Vereinheitlichung der
Formeln von starkwirkenden
Arzneimitteln abgeändert wird,
abgeschlossen zu Brüssel am
20. August 1929, nicht eher
außer Kraft gesetzt werden
sollte, bis nicht eine Regelung
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im Sinne des Artikels 21 (d) der
Satzung der Weltgesundheits-
organisation in Kraft getreten
ist, und daß die Annahme des
Protokolles durch lediglich zehn
Staaten, die Vertragsteile einer
oder beider Brüsseler Abkom-
men sind, für dessen Inkraft-
treten nicht ausreicht, das vor-
liegende Protokoll über die
Aufhebung der Brüsseler Ab-
kommen über die Vereinheit-
lichung der Formeln von stark-
wirkenden Arzneimitteln ad
referendum unterzeichnen."

Am 20. Mai 1952 wurde vom
Vorsitzenden, Dr. P. J. J. van
de Calseyde, eine weitere Ta-
gung in Genf einberufen, bei
der Dr. Brock Chisholm, Gene-
raldirektor der Weltgesund-
heitsorganisation, sowie die Ver-
treter der Regierungen der Un-
terzeichnerstaaten des vorlie-
genden Schlußaktes und des
Protokolles anwesend waren.

Bei dieser Tagung wurden
nach gehöriger Prüfung der Be-
glaubigungsschreiben der Ver-
treter der genannten Regierun-
gen dem vorliegenden Proto-
koll, mit welchem die Brüsseler
Abkommen über die Verein-
heitlichung der Formeln von
starkwirkenden Arzneimitteln
außer Kraft gesetzt werden, die
Unterschriften beigesetzt.

ZU URKUND DESSEN
haben die unterfertigten Dele-
gierten diesen Schlußakt zu
Genf am zwanzigsten Mai 1952
in einer einzigen Ausfertigung
in englischer und französischer
Sprache, wobei jeder Text in
gleicher Weise authentisch ist,
unterzeichnet. Der vorliegende
Schlußakt sowie das Protokoll
soll in den Archiven der bel-
gischen Regierung hinterlegt
werden.

Es folgen dieselben Unterschriften wie nach dem Text des Protokolles.

namens der Republik Österreich beizutreten und verspricht in deren Namen die gewissenhafte Er-
füllung der in diesem Protokoll enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde vom Bundeskanzler unterzeichnet und

mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 14. Jänner 1954.

Der Bundeskanzler:

Raab

Die österreichische Beitrittsurkunde ist am 22. Feber 1954 bei der belgischen Regierung hinter-

legt worden. Das vorliegende Protokoll ist daher für Österreich an diesem Tag in Kraft getreten.

Bis zum 3. Juni 1954 haben das Protokoll angenommen: Australien, Jugoslawien, die Schweiz

und die Südafrikanische Union.

Der von den Niederlanden anläßlich der Unterzeichnung gemachte Vorbehalt „ad referendum"

wurde mit Wirkung vom 18. Juni 1953 zurückgezogen.

Raab

35.

Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regie-
rung des Königreichs Dänemark über den Austausch von Gastarbeitnehmern.

Österreichische Gesandtschaft

Zl. 2.130-A/54

Kopenhagen, den 7. September 1954.

Euere Exzellenz!

Ich beehre mich, Euerer Exzellenz zur Kennt-
nis zu bringen, daß die Österreichische Bundes-
regierung, von dem Bestreben geleitet, die Zu-
sammenarbeit mit dem Königreiche Dänemark
auf sozialem Gebiet zu vertiefen, und von der
Überlegung ausgehend, daß es vorteilhaft ist,
den Austausch von Gastarbeitnehmern zwischen
den beiden Ländern zum Zwecke der sprach-
lichen und beruflichen Fortbildung zu fördern,
bereit ist, auf Grund der Gegenseitigkeit die
nachstehenden Bestimmungen anzuwenden:

Artikel 1

(1) Dieses Abkommen findet auf Gastarbeit-
nehmer Anwendung.

(2) Als Gastarbeitnehmer im Sinne des Ab-
satzes 1 gelten jene Staatsangehörigen der ver-
tragschließenden Staaten, die sich in das Gebiet
des anderen vertragschließenden Staates begeben,
um dort durch Beschäftigung in einem Betrieb
ihre beruflichen oder sprachlichen Kenntnisse zu
vervollständigen.

(3) Die Gastarbeitnehmer sollen in der Regel
das 30. Lebensjahr nicht überschritten haben.

Artikel 2

(1) Die Gastarbeitnehmer sind berechtigt, ein
Arbeitsverhältnis unter den in den folgenden
Artikeln festgelegten Bedingungen einzugehen,
jedoch unter Vorbehalt der gesetzlichen oder
verwaltungsmäßigen Bestimmungen, welche die
Beschäftigung der Ausländer in gewissen Berufen
regeln.

(2) Die Zulassung der Gastarbeitnehmer erfolgt
im allgemeinen ohne Rücksicht auf die Beschäf-
tigungslage in dem betreffenden Berufe; die
obersten Verwaltungsbehörden der vertrag-
schließenden Staaten können jedoch vereinbaren,
daß gewisse Berufe und Gebiete von der Anwen-
dung des Abkommens ausgenommen werden.

(3) Sofern ausländische Arbeitnehmer zum An-
tritt einer Beschäftigung einer behördlichen
Genehmigung bedürfen, verpflichten sich die
vertragschließenden Staaten, diese für die Gast-
arbeitnehmer im Sinne dieses Abkommens zu
erteilen.

Artikel 3

(1) Die Anzahl der Gastarbeitnehmer, die in
jedem der vertragschließenden Staaten zuge-
lassen werden können, darf im Kalenderjahr
150 (hundertfünfzig) nicht überschreiten.

(2) Auf das im Absatz 1 festgelegte Kontingent
zählen alle Gastarbeitnehmer, denen im Laufe des
Kalenderjahres Zulassungen erteilt werden, un-



Stück 9, Nr . 35. 305

abhängig davon, für welche Dauer sie erteilt
werden und in welchem Zeitpunkt von ihnen
Gebrauch gemacht wird. Gastarbeitnehmer zählen
dann nicht auf das im Absatz 1 festgelegte Kon-
tingent des laufenden Kalenderjahres, wenn sie
sich auf Grund von Zulassungen in einem der
vertragschließenden Staaten aufhalten, die bereits
im Vorjahr erteilt worden sind.

(3) Wird das im Absatz 1 festgelegte Kontin-
gent von den Gastarbeitnehmern eines der ver-
tragschließenden Staaten im Laufe eines Kalen-
derjahres nicht erreicht, so darf dieser weder die
Anzahl der den Gastarbeitnehmern des anderen
vertragschließenden Staates erteilten Zulassungen
verringern noch den Rest des nicht erschöpften
Kontingentes auf das folgende Kalenderjahr
übertragen.

(4) Die im Absatz 1 genannte Anzahl von
Gastarbeitnehmern kann auf Vorschlag eines der
vertragschließenden Staaten durch Notenaus-
tausch zwischen den beiden Regierungen abge-
ändert werden. Eine derartige Vereinbarung für
das folgende Kalenderjahr ist spätestens am
1. Dezember zu treffen.

Artikel 4

(1) Die Dauer der Zulassung darf grundsätzlich
ein Jahr nicht überschreiten. Verlängerungen in
Ausnahmefällen sind bis zur Höchstdauer von
6 Monaten zulässig.

(2) Nach Ablauf des im Absatz 1 genannten
Zeitraumes darf der Gastarbeitnehmer weder sein
Arbeitsverhältnis fortsetzen noch ein neues Ar-
beitsverhältnis im Aufnahmeland eingehen.

Artikel 5
(1) Die Zulassung als Gastarbeitnehmer darf

nur unter dem Vorbehalt erteilt werden, daß der
Gastarbeitnehmer keine andere Beschäftigung
ausübt als die, für welche die Zulassung erteilt
worden ist.

(2) Die Gastarbeitnehmer dürfen keine Beschäf-
tigungen in Betrieben antreten, die von Streik
oder Aussperrung betroffen sind. Bricht eine
solche Streitigkeit während der Dauer eines Be-
schäftigungsverhältnisses eines Gastarbeitnehmers
aus, so sind diesem, soweit als möglich, alle Er-
leichterungen zur Auffindung eines anderen ge-
eigneten Arbeitsplatzes zu gewähren; dies gilt
auch für Fälle, in denen der Gastarbeitnehmer
mit seinem Arbeitgeber in Arbeitsstreitigkeiten
gerät.

Artikel 6

Die Gastarbeitnehmer dürfen nur zugelassen
werden, wenn sich die Arbeitgeber, die sie zu
beschäftigen wünschen, verpflichten, sie unter den
gleichen Arbeits- und Lohnbedingungen zu be-
schäftigen, wie sie für vergleichbare Arbeitsver-
hältnisse von Inländern in den Betrieben gelten,

in denen die Gastarbeitnehmer beschäftigt wer-
den sollen.

Artikel 7

Auf das Arbeitsverhältnis der Gastarbeit-
nehmer finden alle Vorschriften über die soziale
Sicherheit von Arbeitnehmern Anwendung.

Artikel 8

(1) Personen, die von den Bestimmungen des
vorliegenden Abkommens Gebrauch machen
wollen, haben ihr Ansuchen der zuständigen Be-
hörde ihres Staates (Absatz 3) vorzulegen. Das
Ansuchen hat alle für seine Prüfung erforder-
lichen Angaben zu enthalten und muß insbeson-
dere anführen, in welchem Beruf und gegebenen-
falls in welchem Betrieb der Gastarbeitnehmer
beschäftigt werden will. Dem Ansuchen ist ferner
ein Leumundszeugnis des Bewerbers beizu-
schließen.

(2) Die zuständige Behörde leitet den Antrag,
falls die Voraussetzungen erfüllt sind, an die
zuständige Behörde des anderen Staates weiter,
die über die Zulassung entscheidet. Diese Stelle
entscheidet auch über allfällige Verlängerungen
gemäß Artikel 4, Absatz 1.

(3) Die Zulassungsgesuche der österreichischen
Bewerber um einen Arbeitsplatz als Gastarbeiter
sind an das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung in Wien zu richten, diejenigen der
dänischen Bewerber an das staatliche Auswande-
rungs-Kontor (statens udvandringskontor) in
Kopenhagen.

Artikel 9

(1) Zur Erreichung der mit vorliegender Ver-
einbarung angestrebten Ziele und um soweit wie
möglich Personen zu helfen, die sich um einen
Arbeitsplatz als Gastarbeitnehmer bewerben,
aber nicht in der Lage sind, selbst einen solchen
Arbeitsplatz zu finden, verpflichten sich die ver-
tragschließenden Staaten, den Austausch von
Gastarbeitnehmern durch alle geeignet erschei-
nenden Maßnahmen und unter Beteiligung der
interessierten Organisationen zu fördern und zu
erleichtern.

(2) Die zuständigen Behörden der vertrag-
schließenden Staaten werden ihr möglichstes tun,
um eine Behandlung der Ansuchen in kürzester
Frist zu gewährleisten. Sie werden sich gleichfalls
bemühen, die Schwierigkeiten, die bei der Ein-
reise, während des Aufenthaltes oder bei der
Ausreise der Gastarbeitnehmer bestehen könnten,
mit größter Beschleunigung zu beseitigen; die
Bestimmungen dieser Vereinbarung berühren
jedoch nicht die Verpflichtung der Gastarbeit-
nehmer, die in dem Gebiete der vertragschließen-
den Staaten geltenden Vorschriften über die
Einreise, den Aufenthalt und die Ausreise von
Staatsangehörigen fremder Staaten zu erfüllen.
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Artikel 10

Die vertragschließenden Staaten vereinbaren
das Nähere über die zur Durchführung dieses
Abkommens erforderlichen Maßnahmen, die ein
gegenseitiges Einverständnis bedingen. Sie unter-
richten sich gegenseitig über Änderungen inner-
staatlicher Vorschriften auf den dieses Abkom-
men betreffenden Gebieten und regeln etwaige
bei der Auslegung und Durchführung dieses Ab-
kommens auftretende Schwierigkeiten im Wege
unmittelbarer Verhandlungen.

Artikel 11

(1) Dieses Abkommen tritt mit Beginn des
zweiten Monates in Kraft, der dem Notenaus-
tausch folgt, und gilt bis zum Jahresende 1954.

(2) Das Abkommen gilt stillschweigend jeweils
für ein weiteres Kalenderjahr verlängert, sofern
es nicht von einem der beiden vertragschließen-
den Staaten vor dem 1. Juli zum Jahresende
schriftlich gekündigt wird.

(3) Im Falle der Kündigung bleiben die auf
Grund der vorliegenden Vereinbarung ausge-
sprochenen Zulassungen für die vorgesehene
Dauer gültig.

(4) Als Kontingent für den Rest des Kalender-
jahres des Vertragsabschlusses gilt der dem Zeit-
raum vom Inkrafttreten bis zum Jahresende ent-
sprechende Anteil des im Artikel 3, Absatz 1,
festgesetzten Kontingentes.

Falls die Königlich Dänische Regierung bereit
ist, ein Abkommen auf Grund der obigen Be-
stimmungen zu schließen, so soll diese Note und
die analoge Antwortnote Euerer Exzellenz als ein
Abkommen zwischen den beiden Regierungen
gelten, das zu dem im Artikel 11, Absatz 1, vor-
gesehenen Datum in Kraft tritt.

Genehmigen Euere Exzellenz die Versicherung
meiner vorzüglichsten Hochachtung.

W i l l f o r t m . p .
Seiner Exzellenz
Herrn H. C. Hansen ,
Königlich dänischer Minister des Äußeren,
K o p e n h a g e n .

Udenrigsministeriet

Kopenhagen, den 7. September 1954.

Herr Geschäftsträger!

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom
7. September 1954 zu bestätigen, welche lautet
wie folgt:

„Ich beehre mich, Euerer Exzellenz zur Kennt-
nis zu bringen, daß die österreichische Bundes-
regierung, von dem Bestreben geleitet, die Zu-
sammenarbeit mit dem Königreiche Dänemark
auf sozialem Gebiet zu vertiefen, und von der

Überlegung ausgehend, daß es vorteilhaft ist,
den Austausch von Gastarbeitnehmern zwischen
den beiden Ländern zum Zwecke der sprachlichen
und beruflichen Fortbildung zu fördern, bereit
ist, auf Grund der Gegenseitigkeit die nach-
stehenden Bestimmungen anzuwenden:

Artikel 1

(1) Dieses Abkommen findet auf Gastarbeit-
nehmer Anwendung.

(2) Als Gastarbeitnehmer im Sinne des Ab-
satzes 1 gelten jene Staatsangehörigen der ver-
tragschließenden Staaten, die sich in das Gebiet
des anderen vertragschließenden Staates begeben,
um dor t durch Beschäftigung in einem Betrieb
ihre beruflichen oder sprachlichen Kenntnisse zu
vervollständigen.

(3) Die Gastarbeitnehmer sollen in der Regel
das 30. Lebensjahr nicht überschritten haben.

Artikel 2

(1) Die Gastarbeitnehmer sind berechtigt, ein
Arbeitsverhältnis unter den in den folgenden
Artikeln festgelegten Bedingungen einzugehen,
jedoch unter Vorbehalt der gesetzlichen oder
verwaltungsmäßigen Bestimmungen, welche die
Beschäftigung der Ausländer in gewissen Berufen
regeln.

(2) Die Zulassung der Gastarbeitnehmer erfolgt
im allgemeinen ohne Rücksicht auf die Beschäf-
tigungslage in dem betreffenden Berufe; die
obersten Verwaltungsbehörden der vertrag-
schließenden Staaten können jedoch vereinbaren,
daß gewisse Berufe und Gebiete von der Anwen-
dung des Abkommens ausgenommen werden.

(3) Sofern ausländische Arbeitnehmer zum An-
tr i t t einer Beschäftigung einer behördlichen •
Genehmigung bedürfen, verpflichten sich die
vertragschließenden Staaten, diese für die Gast-
arbeitnehmer im Sinne dieses Abkommens zu
erteilen.

Artikel 3

(1) Die Anzahl der Gastarbeitnehmer, die in
jedem der vertragschließenden Staaten zuge-
lassen werden können, darf im Kalenderjahr
150 (hundertfünfzig) nicht überschreiten.

(2) Auf das im Absatz 1 festgelegte Kontingent
zählen alle Gastarbeitnehmer, denen im Laufe des
Kalenderjahres Zulassungen erteilt werden, un-
abhängig davon, für welche Dauer sie erteilt
werden und in welchem Zeitpunkt von ihnen
Gebrauch gemacht wird. Gastarbeithehmer zählen
dann nicht auf das im Absatz 1 festgelegte Kon-
tingent des laufenden Kalenderjahres, wenn sie
sich auf Grund von Zulassungen in einem der
vertragschließenden Staaten aufhalten, die bereits
im Vorjahr erteilt worden sind.

(3) Wird das im Absatz 1 festgelegte Kontin-
gent von den Gastarbeitnehmern eines der ver-
tragschließenden Staaten im Laufe eines Kaien-
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derjahres nicht erreicht, so darf dieser weder die
Anzahl der den Gastarbeitnehmern des anderen
vertragschließenden Staates erteilten Zulassungen
verringern noch den Rest des nicht erschöpften
Kontingentes auf das folgende Kalenderjahr
übertragen.

(4) Die im Absatz 1 genannte Anzahl von
Gastarbeitnehmern kann auf Vorschlag eines der
vertragschließenden Staaten durch Notenaus-
tausch zwischen- den beiden Regierungen abge-
ändert werden. Eine derartige Vereinbarung für
das folgende Kalenderjahr ist spätestens am
1. Dezember zu treffen.

Artikel 4

(1) Die Dauer der Zulassung darf grundsätzlich
ein Jahr nicht überschreiten. Verlängerungen in
Ausnahmefällen sind bis zur Höchstdauer von
6 Monaten zulässig.

(2) Nach Ablauf des im Absatz 1 genannten
Zeitraumes darf der Gastarbeitnehmer weder sein
Arbeitsverhältnis fortsetzen noch ein neues Ar-
beitsverhältnis im Aufnahmeland eingehen.

Artikel 5

(1) Die Zulassung als Gastarbeitnehmer darf
nur unter dem Vorbehalt erteilt werden, daß der
Gastarbeitnehmer keine andere Beschäftigung
ausübt als die, für welche die Zulassung erteilt
worden ist.

(2) Die Gastarbeitnehmer dürfen keine Beschäf-
tigungen in Betrieben antreten, die von Streik
oder Aussperrung betroffen sind. Bricht eine
solche Streitigkeit während der Dauer eines Be-
schäftigungsverhältnisses eines Gastarbeitnehmers
aus, so sind diesem, soweit als möglich, alle Er-
leichterungen zur Auffindung eines anderen ge-
eigneten Arbeitsplatzes zu gewähren; dies gilt
auch für Fälle, in denen der Gastarbeitnehmer
mit seinem Arbeitgeber in Arbeitsstreitigkeiten
gerät.

Artikel 6

Die Gastarbeitnehmer dürfen nur zugelassen
werden, wenn sich die Arbeitgeber, die sie zu
beschäftigen wünschen, verpflichten, sie unter den
gleichen Arbeits- und Lohnbedingungen zu be-
schäftigen, wie sie für vergleichbare Arbeitsver-
hältnisse von Inländern in den Betrieben gelten,
in denen die Gastarbeitnehmer beschäftigt wer-
den sollen.

Artikel 7

Auf das Arbeitsverhältnis der Gastarbeit-
nehmer finden alle Vorschriften über die soziale
Sicherheit von Arbeitnehmern Anwendung.

Artikel 8

(1) Personen, die von den Bestimmungen des
vorliegenden Abkommens Gebrauch machen

wollen, haben ihr Ansuchen der zuständigen Be-
hörde ihres Staates (Absatz 3) vorzulegen. Das
Ansuchen hat alle für seine Prüfung erforder-
lichen Angaben zu enthalten und muß insbeson-
dere anführen, in welchem Beruf und gegebenen-
falls in welchem Betrieb der Gastarbeitnehmer
beschäftigt werden will. Dem Ansuchen ist ferner
ein Leumundszeugnis des Bewerbers beizu-
schließen.

(2) Die zuständige Behörde leitet den Antrag,
falls die Voraussetzungen erfüllt sind, an die
zuständige Behörde des anderen Staates weiter,
die über die Zulassung entscheidet. Diese Stelle
entscheidet auch über allfällige Verlängerungen
gemäß Artikel 4, Absatz 1.

(3) Die Zulassungsgesuche der österreichischen
Bewerber um einen Arbeitsplatz als Gastarbeiter
sind an das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung in Wien zu richten, diejenigen der
dänischen Bewerber an das staatliche Auswande-
rungs-Kontor (statens udvandringskontor) in
Kopenhagen.

Artikel 9

(1) Zur Erreichung der mit vorliegender Ver-
einbarung angestrebten Ziele und um soweit wie
möglich Personen zu helfen, die sich um einen
Arbeitsplatz als Gastarbeitnehmer bewerben,
aber nicht in der Lage sind, selbst einen solchen
Arbeitsplatz zu finden, verpflichten sich die ver-
tragschließenden Staaten, den Austausch von
Gastarbeitnehmern durch alle geeignet erschei-
nenden Maßnahmen und unter Beteiligung der
interessierten Organisationen zu fördern und zu
erleichtern.

(2) Die zuständigen Behörden der vertrag-
schließenden Staaten werden ihr möglichstes tun,
um eine Behandlung der Ansuchen in kürzester
Frist zu gewährleisten. Sie werden sich gleichfalls
bemühen, die Schwierigkeiten, die bei der Ein-
reise, während des Aufenthaltes oder bei der
Ausreise der Gastarbeitnehmer bestehen könnten,
mit größter Beschleunigung zu beseitigen; die
Bestimmungen dieser Vereinbarung berühren
jedoch nicht die Verpflichtung der Gastarbeit-
nehmer, die in dem Gebiete der vertragschließen-
den Staaten geltenden Vorschriften über die
Einreise, den Aufenthalt und die Ausreise von
Staatsangehörigen fremder Staaten zu erfüllen.

Artikel 10

Die vertragschließenden Staaten vereinbaren
das Nähere über die zur Durchführung dieses
Abkommens erforderlichen Maßnahmen, die ein
gegenseitiges Einverständnis bedingen. Sie unter-
richten sich gegenseitig über Änderungen inner-
staatlicher Vorschriften auf den dieses Abkom-
men betreffenden Gebieten und regeln etwaige
bei der Auslegung und Durchführung dieses Ab-
kommens auftretende Schwierigkeiten im Wege
unmittelbarer Verhandlungen.
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Artikel 11

(1) Dieses Abkommen tri t t mit Beginn des
zweiten Monates in Kraft, der dem Notenaus-
tausch folgt, und gilt bis zum Jahresende 1954.

(2) Das Abkommen gilt stillschweigend jeweils
für ein weiteres Kalenderjahr verlängert, sofern
es nicht von einem der beiden vertragschließen-
den Staaten vor dem 1. Juli zum Jahresende
schriftlich gekündigt wird.

(3) Im Falle der Kündigung bleiben die auf
Grund der vorliegenden Vereinbarung ausge-
sprochenen Zulassungen für die vorgesehene
Dauer gültig.

(4) Als Kontingent für den Rest des Kalender-
jahres des Vertragsabschlusses gilt der dem Zeit-
raum vom Inkrafttreten bis zum Jahresende ent-
sprechende Anteil des im Artikel 3, Absatz 1,
festgesetzten Kontingentes.

Falls die Königlich Dänische Regierung bereit
ist, ein Abkommen auf Grund der obigen Be-

stimmungen zu schließen, so soll diese Note und
die analoge Antwortnote Euerer Exzellenz als ein
Abkommen zwischen den beiden Regierungen
gelten, das zu dem im Artikel 11, Absatz 1, vor-
gesehenen Datum in Kraft t r i t t ."

Ich beehre mich, Sie davon in Kenntnis zu
setzen, daß die Königlich Dänische Regierung
den Vorschlag, ein Abkommen auf Grund der
obigen Bestimmungen zu schließen, annimmt
und zustimmt, daß in Ihrer Note und dieser Ant-
wortnote das Zustandekommen einer Überein-
stimmung zwischen den beiden Regierungen zu
erblicken ist, die zu dem in Artikel 11, Absatz 1,
vorgesehenen Datum in Kraft tritt .

Genehmigen Sie, Her r Geschäftsträger, die
Versicherung meiner vorzüglichen Hochachtung.

H . C. H a n s e n m. p .

Herrn Geschäftsträger Johannes W i l l f o r t ,
Österreichische Gesandtschaft
K o p e n h a g e n .

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen ist gemäß seinem Artikel 11, Ab-
satz 1, am 1. November 1954 in Kraft getreten.

Raab


